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Der Deutsche Familienverband fordert von der künftigen Bundesregierung eine 
moderne Familienpolitik, die Familien entlastet und junge Menschen ermutigt, ihren 
vorhandenen Wunsch nach einem Leben mit Kindern zu verwirklichen.  
 
Welche Chancen bietet der Koalitionsvertrag für Familien? 
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1. Finanzierungsvorbehalt und Prioritäten 
 
Das der Familie gewidmete Kapitel findet sich im Koalitionsvertrag erst ab Seite 98. Aber 
immerhin: Die Koalition benennt gleich eingangs des Vertrages den Schwerpunkt, 
„Leistungsträger und ihre Familien“ in den Mittelpunkt zu stellen und ihre Leistung in Beruf 
wie Familie zu respektieren. Gleichzeitig gilt: Nichts von den im Vertrag beschriebenen 
Vorhaben ist in den Stein gemeißelt. Denn für den gesamten Koalitionsvertrag gilt 
ausdrücklich ein allgemeiner Haushaltsvorbehalt. Alle genannten Maßnahmen stehen 
unter Finanzierungsvorbehalt. 
 
Was wirklich auf Familien zukommt und worauf sie hoffen dürfen, weiß im Moment also noch 
keiner. Das gilt umso mehr, als gerade bei familienrelevanten Vorhaben besonders häufig 
vage Formulierungen gewählt oder Prüfaufträge erteilt werden. Umso wichtiger ist es, 
Politik für Familie klar als Priorität zu benennen und Maßnahmen so konkret wie möglich zu 
beschreiben und dabei auch Zahlen und Eckwerte zu nennen – hier besteht also für die 
künftige Bundesregierung dringender Handlungsbedarf.  
 
 
2. Kindergeld, Kinderfreibetrag, Ehegattensplitting 
 

 Kinderfreibetrag: Der Koalitionsvertrag sieht keine Erhöhung des Kinderfreibetrags 
vor. Der Alleinerziehenden-Entlastungsbetrag soll angehoben oder 
weiterentwickelt werden. Details werden nicht genannt.  
 

Bewertung: Hier klafft eine Leerstelle. Es ist zutiefst enttäuschend, dass sich die Union 
in den Koalitionsverhandlungen nicht mit ihrer Forderung durchgesetzt hat, den 
Kinderfreibetrag auf die Höhe des Grundfreibetrags für Erwachsene anzuheben.  
 

 
 Kindergeld: Die Koalition will die Schere zwischen der Entlastungswirkung der 

Kinderfreibeträge und dem Kindergeld schrittweise verringern. Durch eine 
gesetzliche Regelung soll sichergestellt werden, dass bei einer Erhöhung des 
Kinderfreibetrags auch eine adäquate Anhebung des Kindergeldes erfolgt. 
Gleichzeitig sollen Alleinerziehende, die Unterhaltsvorschuss vom Staat erhalten, 
entlastet werden, indem das Kindergeld nur noch zur Hälfte auf diesen Vorschuss 
angerechnet wird. Die Koalition will außerdem die Einführung einer Kinderkarte für 
alle kindergeldberechtigten Kinder. 

 
Bewertung: Die Angleichung von Kindergeld und Wirkung des Kinderfreibetrags geht in 
die richtige Richtung, aber nur, wenn das Kindergeld auf die steuerliche Wirkung des 
Gesamtkinderfreibetrags (Kinderfreibetrag für das sächliche Existenzminimum und 
BEA-Freibetrag für Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf) beim 
Spitzensteuersatz erhöht wird.  
 
Damit dem Staat jedes Kind gleich viel wert ist, fordert der DFV dafür ein Kindergeld in 
Höhe von 350 Euro. Die Koalition muss dringend konkrete Zahlen liefern, damit eine 
Beurteilung des Vorhabens möglich wird. Die Verbesserungen beim Unterhaltsvorschuss 
sind zu begrüßen. Hier sollte die Koalition weiter ansetzen und Kindergelderhöhungen 
nicht auf Sozialleistungen für einkommensschwache Familien anrechnen, solange 
es nicht für alle Kinder ein gutes Kindergeld gibt. Weiterer Nachbesserungsbedarf: Das 
Kindergeld für Kinder in Erstausbildung und alle daran knüpfenden Regelungen müssen 
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wieder bis zum vollendeten 27. Lebensjahr gewährt werden. Bei der Bewertung der 
Kinderkarte will der DFV zuerst die Machbarkeitsstudie abwarten. 

 
 Ehegattensplitting: Im Koalitionsvertrag findet sich keine Forderung zur 

Abschaffung des Splittings – aber auch kein klares Bekenntnis zum 
Ehegattensplitting.  
 

Bewertung: Angesichts der aufgeheizten Diskussion zu diesem Thema wäre es 
notwendig gewesen, schon im Vertrag ein klares Bekenntnis zum Splitting als 
sachgerechte und verfassungskonforme Besteuerung der Ehe als Erwerbs-, 
Wirtschafts- und Verbrauchsgemeinschaft zu verankern, wie es als Unions-Vorschlag 
im Arbeitspapier der zuständigen Arbeitsgruppe stand. Denn eine Abschaffung des 
Ehegattensplittings verstößt gegen die Verfassung und belastet Familien mit 
Steuererhöhungen in Milliardenhöhe.  
 
 

 Transparenz im Steuerrecht: Die Koalition will das Steuerrecht vereinfachen. Für 
Familien bleibt es aber undurchsichtig. Hier muss es dringend auch öffentlich 
Klarheit über die Bedeutung des Kindergeldes als Steuerrückerstattung geben und 
den Umfang von Steuervergütung und Förderanteil geben, damit das Kindergeld 
nicht als „milde Gabe“ verkauft werden kann.  

 
 Vereinfachung und Beschleunigung der Antragstellung für Familienleistungen:  

Eltern sollen automatisch nach der Geburt einen Kindergeldbescheid erhalten. 
Über ein digitales Portal für alle Familienleistungen sollen Familien einfacher 
erfahren, welche Leistungen ihnen zustehen. Der Kinderzuschlag für 
Geringverdiener soll vereinfacht und digitalisiert werden. Dabei will die Koalition auch 
die Regelungen zur Abschmelzung und zur Einkommensanrechnung ändern. Mit 
einer Teilhabe-App sollen Kinder aus einkommensschwachen Familien einen 
unbürokratischeren Zugang zu Bildungs- und Freizeitangeboten bekommen.  

 
Bewertung: Gut. Jetzt liegt es an der Umsetzung, ob Familien endlich aus dem 
Bürokratie-Dschungel kommen.  
 

 
 Mehrwertsteuer: Die Mehrwertsteuer für Gaststätten soll ab 2026 dauerhaft auf 

sieben Prozent reduziert werden. Ein ermäßigter Steuersatz auf familien- bzw. 
kinderbezogene Produkte ist nicht geplant.  
 

Bewertung: Dass sich die Koalition nicht zu einer Mehrwertsteuerentlastung für Familien 
durchringen konnte, ist bitter. Verbrauchsteuern belasten Familienhaushalte und 
Haushalte mit geringerem Einkommen besonders stark. Stattdessen müssen Familien 
angesichts der vielen Hinweise auf Schuldenfinanzierung und Steuern für die 
Sozialsysteme nun eine Mehrwertsteuererhöhung befürchten.  

 
 
 
 
 
 
 



4 
	

www.deutscher-familienverband.de 

3. Familienpolitische Strukturreform der Sozialversicherung 
 

 Beitragsgerechtigkeit: Es wird weiterhin keinen Kinderfreibetrag für Familien in 
der Sozialversicherung geben. Gleichzeitig ist angesichts der sozialpolitischen 
Versprechen im Koalitionsvertrag und der demografischen Entwicklung mit weiteren 
Beitragsbelastungen zu rechnen. Zur Finanzierungsreform der 
Sozialversicherungszweige sollen Kommissionen eingerichtet werden.  
 

Bewertung: Die bestandssichernde Leistung Kindererziehung für die umlagefinanzierten 
Sozialversicherungen wird im Koalitionsvertrag überhaupt nicht angesprochen. 
Spätestens in den Kommissionen müssen kindbezogene Beitragsentlastungen in 
der Renten-, Pflege- und Krankenversicherung thematisiert werden.  
 

 
 Mütterrente: In der Mütterrente soll es künftig drei Rentenpunkte für alle Mütter 

unabhängig vom Geburtsjahr der Kinder geben. Bislang erhielten ältere Mütter, die 
ihre Kinder vor 1992 geboren haben, nur zweieinhalb Jahre Rentenanspruche zu 
Durchschnittsverdiensten. Das soll durch Steuermittel finanziert werden.  

 
Bewertung: Die Vereinheitlichung der Mütterrente auf drei Erziehungsjahre ist dringend 
überfällig. Im Anschluss muss die Mütterrente zu einer eigenständigen Elternrente 
ausgebaut werden, die an die Dauer der tatsächlichen Unterhaltspflicht anknüpft und 
von demografisch bedingten Rentenkürzungen ausgenommen wird. Dafür müssen die 
rentenrechtlichen Kindererziehungszeiten so erhöht werden, dass die Erziehung von drei 
Kindern über mindestens 18 Jahre einem vollen Rentenanspruch zu 
Durchschnittsverdiensten entspricht.1 Problematisch ist allerdings die vorgesehene 
Steuerfinanzierung. Denn bislang fließen vor allem Verbrauchsteuern in die Rente – 
Verbrauchsteuern belasten Familien mit größeren Haushalten aber besonders stark.  
 

 
 Frühstart-Rente: Ab 2026 ist außerdem eine neue „Frühstart-Rente“ geplant. Dabei 

will der Bund für jedes Kind zwischen 6 und 18 Jahren pro Monat 10 Euro in ein 
kapitalgedecktes Altersvorsorgedepot einzahlen. Der angesparte Betrag kann ab 
dem 18. Lebensjahr bis zu Renteneintritt dann privat weiter bespart werden. Das 
Sparkapital wird erst mit Erreichen der Regelaltersgrenze ausgezahlt.  
 

Bewertung: Die Frühstart-Rente bringt nicht mehr Rente für Eltern. Es handelt sich 
eher um eine Art zweckgebundene Kindergelderhöhung – allerdings mit einem relativ 
niedrigen Betrag.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 

																																																													
1 Details siehe: https://www.deutscher-familienverband.de/wp-content/uploads/2020/02/190212_DFV- 
Positionen_Rentenkommission.pdf 
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 Hinterbliebenenrente: Die Koalition will die Hinzuverdienstmöglichkeiten bei der 
Hinterbliebenenrente verbessern. Eine schärfere Anrechnung von eigenem 
Einkommen ist nicht vorgesehen. 
  

Bewertung: Der DFV setzt sich für eine konsequente Anrechnung eigener Einkünfte von 
Hinterbliebenen ein, auch um Spielraum für eine familienorientierte Rentenreform zu 
schaffen, wie es das Bundesverfassungsgericht bereits 1992 im Trümmerfrauenurteil 
vorgeschlagen hat.2 Hier wurde eine Chance vertan.  
 

 
 § 218: Die Koalition will Frauen, die ungewollt schwanger werden, besser 

unterstützen, um das ungeborene Leben bestmöglich zu schützen. Für Frauen in 
Konfliktsituationen soll der Zugang zu medizinisch sicherer und wohnortnaher 
Versorgung ermöglicht werden. Dabei will die Koalition die Kostenübernahme durch 
die gesetzliche Krankenversicherung erweitern und die medizinische Weiterbildung 
stärken. Es soll geprüft werden, ob Verhütungsmittel für Frauen bis zum 24. statt bis 
zum 22. Lebensjahr kostenlos abgegeben werden können.  
 

Bewertung: Es ist zu begrüßen, dass laut Koalitionsvertrag die bestehende 
Rechtslage als Kompromisslösung beibehalten wird und Unterstützungsangebote 
ausgebaut werden sollen.  
 

 
 Maßnahmen zur Stärkung von Familien: Ausbau, Neubau und die Sanierung von 

Mutter-Kind-Kliniken sollen unterstützt werden.  
 

Bewertung: An eine größere Verbindlichkeit der familienstärkenden Maßnahmen im § 16 
SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) geht auch die neue Koalition nicht heran. Die 
Familienerholung wird im Koalitionsvertrag nicht einmal erwähnt. Damit fehlen 
Signale an die Länder, endlich diese wichtigen Maßnahmen aus ihrem „Stiefkinddasein“ 
herauszuholen. 
 

 
 Häusliche Pflege: Für die Pflege von Angehörigen sollen das Pflegezeitgesetz und 

das Familienpflegezeitgesetz zusammengeführt werden, um 
Freistellungsansprüche flexibler zu machen und den Kreis der Angehörigen zu 
erweitern. Die Koalition will prüfen, wie perspektivisch ein Familienpflegegeld 
eingeführt werden kann. Angestrebt wird eine große Pflegereform, mit der die 
Finanzierung der Pflegeversicherung gesichert und die ambulante und häusliche 
Pflege gestärkt werden sollen. Die Grundlagen sollen durch eine Bund-Länder-
Arbeitsgruppe erarbeitet werden, die ihre Ergebnisse noch 2025 vorlegen soll.  

 
Bewertung: Das Pflegezeitgesetz und das Familienpflegezeitgesetz werden bislang 
kaum genutzt, weil schlicht die finanzielle Absicherung fehlt. Gerade hier bleibt der 
Koalitionsvertrag zu vage. Spätestens für die angekündigte Pflegereform gehört die 
Erhöhung des Pflegegeldes auf den Satz für ambulante Sachleistungen und eine 
bessere sozialrechtliche Absicherung für pflegende Angehörige auf die Agenda. 

 

																																																													
2 Details siehe: https://www.deutscher-familienverband.de/wp- 
content/uploads/2024/07/DFV_240701_Stellungnahme_Rentenpaket_II_Finalfassung_PDF.pdf 
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 Bürgerfreundlicher Sozialstaat: Es soll eine Kommission zur Sozialstaatsreform 
aus Bund und Ländern eingesetzt werden, die im vierten Quartal 2025 Ergebnisse 
zur Modernisierung und Entbürokratisierung der Verwaltung vorstellen soll.  

 
Bewertung: Das Ziel der Entbürokratisierung ist zu begrüßen. Das Thema ist überfällig 
und sollte schnellstens angegangen werden. 

 
 
4. Bezahlbares Wohnen und bezahlbare Energie 
 

 Wohneigentumsförderung: Wohnungsbau und Eigentumsbildung sollen durch eine 
Investitions-, Steuerentlastungs- und Entbürokratisierungsoffensive angekurbelt 
werden. Benannt wird für Familien eine „Starthilfe Wohneigentum“, die nicht 
genauer beschrieben wird. Die KfW-Förderprogramme sollen zu zwei zentralen 
Programmen für Neubau und Modernisierung zusammengeführt und vereinfacht 
werden. 

 

Bewertung: Hier bleibt der Vertrag sehr vage. Was die „Starthilfe“ für bauwillige Familien 
konkret bringt, lässt sich deshalb nicht abschätzen. Eine echte Zuschussförderung bzw. 
die Wiederbelebung des Baukindergeldes lässt sich bislang aus diesen Formulierungen 
nicht ableiten. Besonders enttäuschend: Bei der Grunderwerbsteuer sind keine 
Entlastungen vorgesehen, obwohl entsprechende Pläne noch bei den Ergebnissen der 
Verhandlungsgruppe Wohnen von Unions-Seite auftauchen. Hier muss mit einer 
Senkung der Steuersätze und einem nach Kinderzahl gestaffelten einmaligen Familien-
Freibetrag für den Erwerb einer selbst genutzten Immobilie nachgelegt werden.  
 

 
 Bezahlbare Mietwohnungen: Die Investitionen in den sozialen Wohnungsbau 

sollen schrittweise deutlich erhöht werden. Die Wohngemeinnützigkeit will die 
Koalition mit Investitionszuschüssen ergänzen, auch das genossenschaftliche 
Wohnen soll weiter gefördert werden. Geplant ist außerdem ein Investitionsfonds 
für den Wohnungsbau, aus dem auch kommunale Wohnungsbaugesellschaften 
unterstützt werden sollen. Durch eine Beteiligung des Bundes, zum Beispiel durch 
Garantien, will die Bundesregierung die Finanzierungskosten so senken, dass 
zusammen mit der Wohnungswirtschaft in großer Zahl Wohnungen in 
angespannten Wohnungsmärkten für unter 15 Euro/Quadratmeter entstehen 
können. Wer günstig vermietet, soll steuerlich belohnt werden. Die Mietpreisbremse 
in angespannten Wohnungsmärkten wird für vier Jahre verlängert, bis Ende 2026 soll 
eine Expertengruppe mögliche Änderungen prüfen.  

 
Bewertung: In diesem Mix verbergen sich gute Ansätze. Aber die Aussagen sind viel 
zu vage, um schon jetzt auf echte Erfolge zu hoffen. Vor allem fehlen bei den Plänen 
auch Familienkomponenten, die sicherstellen, dass die Förderung nicht an den 
Familien vorbeiläuft – vor allem Familien, die etwas zu viel für einen 
Wohnberechtigungsschein verdienen, aber viel zu wenig für eine Wohnung auf dem 
freien Markt, fallen sonst schnell durchs Raster.  
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 Junges Wohnen: Die Mittel für Junges Wohnen im Rahmen des Sozialen 
Wohnungsbaues zur Förderung von Wohnheimplätzen für Studenten und 
Auszubildende sollen verdoppelt werden. Um eine „WG-Garantie“ für 
Auszubildende und Studenten zu erreichen, will die Koalition die 
Förderbestimmungen für den Belegungsankauf von Wohnraum für Auszubildende 
und Studierende öffnen. 

 
Bewertung: Das ist zwar nicht der große wohnungspolitische Sprung – aber als 
Maßnahme gegen ein besonders drängendes Problem für Familien mit Kindern in 
Ausbildung hat es trotzdem einen Punkt verdient.  
 

 
 Novellierung des Baugesetzbuchs: Das Baugesetzbuch soll in zwei Schritten 

novelliert werden. In den ersten 100 Tagen will die Koalition den Entwurf für einen 
„Wohnungsbauturbo“ vorlegen. In einem zweiten Schritt ist eine grundlegende 
Reform zur Beschleunigung des Bauens geplant.  
 

Bewertung: Die konkrete Zeitangabe für Reformen ist eine Ausnahme im 
Koalitionsvertrag und schon deshalb zu begrüßen. Damit der „Turbo“ Familien hilft, muss 
es bei der Reform des Baugesetzbuchs Vorfahrt für Familien geben. Der DFV fordert 
dafür eine verbindliche Quote von mindestens 20 Prozent für bezahlbare und 
familiengerechte Wohnungen im Gesetz.  
 

 
 Kein Klimageld: Ein Klimageld sieht der Koalitionsvertrag nicht vor. Die Einnahmen 

aus der CO2-Bepreisung will die Koalition den Verbrauchern stattdessen über eine 
Entlastung beim Strompreis zurückgeben. Besonders belastete Haushalte sollen 
mit Mitteln aus dem EU-Klimasozialfonds, z.B. beim Umstieg auf klimafreundliche 
Mobilität, unterstützt werden.  
 

Bewertung: Die Absage an das Klimageld ist ein dickes Minus für die Koalition und 
angesichts der Energiekostenexplosion eine große finanzielle Enttäuschung für 
die Familien. Hier muss dringend nachgelegt werden, damit wie seit langem 
versprochen ein echtes Klimageld kommt, das nicht mit zusätzlich notwendigen 
Entlastungen beim Strompreis „verrechnet“ wird und mit einer Familienkomponente 
ausgestaltet (z.B. kinderzahlabhängig). Bis das Klimageld fließt, muss die CO2-
Bepreisung ausgesetzt werden.  
 

 
 Senkung der Stromsteuer: Bei den Energiepreisen will die Koalition Verbraucher 

mit einem Maßnahmenpaket dauerhaft um mindestens fünf Cent pro Kilowattstunde 
entlasten. Als Sofortmaßnahme soll die Stromsteuer auf das europäische 
Mindestmaß gesenkt und die Netzentgelte reduziert werden.  
 

Bewertung: Deutschland ist weltweit einer der Spitzenreiter beim Strompreis (Luxusgut 
Strom) und die geplante Strompreissenkung ist ausdrücklich zu begrüßen. Gleichzeitig 
muss die Mehrwertsteuer auf den Stromeinkauf für Privatkunden von 19 auf 7 Prozent 
reduziert werden.  
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 Deutschlandticket: Das Deutschlandticket wird über 2025 hinaus fortgesetzt, es soll 
aber perspektivisch teurer werden.  
 

Bewertung: Die Fortsetzung des Deutschlandtickets ist zu begrüßen. Weiterhin fehlt 
aber die kostenfreie Mitnahme von Kindern im Alter zwischen 7 und 14 Jahren, 
obwohl die Mitnahme von Kindern unter 14 Jahren im regulären Tarif der DB kostenlos 
ist. Der DFV fordert, dass die Bundesregierung hier nachbessert und schlägt vor, ein 
Deutschland-Kinderticket zum Preis von 9 Euro einzuführen oder die kostenlose 
Mitnahme von eigenen Kindern und Enkeln an Wochenenden und Feiertagen zu 
ermöglichen. Bei bestehenden regionalen Regelungen darf es zu keiner 
Schlechterstellung kommen.  

 
 
5. Zukunftsfeste Bildung 
 

 Wenig Zeit für den Lernort Familie: Der Bereich Bildung soll nach bisherigem 
Diskussionsstand dem Bundesfamilienministerium zugeschlagen werden. 
Ansonsten wird die Bedeutung der Familie für den Bildungsweg im 
Koalitionsvertrag kaum vertieft.  
 

Bewertung: Familie ist der erste und wichtigste Lernort. Deshalb gehört zu einer 
guten Bildungspolitik auch eine Vereinbarkeitspolitik, die Eltern Zeit für die 
Bildungsbegleitung ihrer Kinder gibt. Betrachtet man den Koalitionsvertrag insgesamt, 
ist angesichts der stark arbeitsmarktpolitischen Ausrichtung aber eher mit weniger Zeit 
für Kinder zu rechnen. Dass die Bildung voraussichtlich im Familienministerium 
ressortieren soll, bietet Chancen für das Zusammendenken von Familie und Bildung und 
wertet die Kitas auf. Es muss sich allerdings noch zeigen, ob es für den Stellenwert von 
Bildung ein gutes Signal ist. 
 

 
 Vage bei der Bildungsfinanzierung: Die Koalition verspricht einen „Booster“ für 

Investitionen in Schule. Konkrete Zahlen werden aber nicht genannt.  
 

Bewertung: Leider nennt die Koalition bei den Investitionen in Schulen anders als bei 
der Forschung und Entwicklung keine konkreten finanziellen Zielgrößen. Was vom 
Bildungsbooster übrig bleibt, ist also fraglich. Finanzieller Nachbesserungsbedarf 
besteht vor allem im Primarbereich und der Sekundarstufe 1, wo die Weichen für 
den späteren Bildungsweg gestellt werden.  
 

 
 Startchancen-Programm: Die Koalition will die Zahl der Grundschulkinder, die die 

Mindeststandards im Lesen, Schreiben und Rechnen verfehlen und die Zahl der 
Jugendlichen ohne Abschluss deutlich reduzieren. Dafür soll das Startchancen-
Programm weiterentwickelt und auf weitere Schulen ausgeweitet werden.  
 

Bewertung: Das Startchancen-Programm wendet sich an Schulen mit einem hohen 
Anteil sozial benachteiligter Schüler. Eine Ausweitung des Programms macht Sinn, es 
bleibt aber letztlich auf eine überschaubare Zahl von Schulen begrenzt. Die vom 
DFV geforderte flächendeckende Einführung der Kita- und Schulsozialarbeit und 
ihre dauerhaft verlässliche Finanzierung lässt sich damit nicht erreichen. 
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 Digitale Bildung: Mit dem neuen Digitalakt sollen die digitale Infrastruktur und 
Administration ausgebaut werden. Bedürftige Kinder will die Koalition mit Endgeräten 
ausstatten. Geplant ist außerdem ein Maßnahmenpaket zur Stärkung des 
Jugendmedienschutzes. Eine Expertenkommission soll eine Strategie für den 
Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt erarbeiten. Eltern sollen durch 
gezielte Wissensvermittlung gestärkt werden. Plattformbetreiber und Anbieter will die 
Koalition stärker in die Pflicht nehmen.  
 

Bewertung: Trotz aller genannten Maßnahmen bleiben viele Fragen offen: Der neue 
Digitalpakt hängt zwischen Bund und Ländern fest. Die Ausstattung bedürftiger Kinder 
mit digitalen Endgeräten gibt es weitgehend bereits jetzt, gegebenenfalls sind hier 
Umsetzungsprobleme in den Griff zu bekommen. Sie ist aber kein Ersatz für echte 
Lernmittelfreiheit ohne Stigma und Einkommensnachweis und die der elektronischen 
Ausstattung im Grundbedarf bzw. Existenzminimum der gesamten Familie. Die Pläne der 
Koalition für einen besseren Jugendmedienschutz sind zu begrüßen. Hier wird erst die 
Umsetzung zeigen, ob es endlich gelingt, Anbieter stärker in die Pflicht zu nehmen. 
  

 
 Bildungsziele: Eine Bund-Länder-Kommission soll mit den Kommunen Vorschläge 

für eine bessere Bildungszusammenarbeit vereinbaren. Gemeinsam mit den Ländern 
sollen für die nächste Dekade messbare Bildungsziele vereinbart werden.  
 

Bewertung: Das ist noch lange hin – aber auch Inhaltlich ist der Vertrag recht schwach 
auf der Brust. Es bleibt offen, inwieweit der Bund sich auch für die Aufnahme von 
Bildungsthemen wie dem Leben in Familie und dem gelebten Umwelt- und 
Klimaschutz (beispielsweise über einen „Schulgarten“ als Unterrichtsfach) in die 
Unterrichts- und Bildungsprogramme einsetzen will.  
 

 
 Bafög: Die Koalition kündigt eine große Bafög-Novelle an. Die 

Wohnkostenpauschale soll zum Wintersemester 2026/27 einmalig auf 440 Euro pro 
Monat erhöht und regelmäßig überprüft werden. Die Freibeträge werden dynamisiert. 
Der Grundbedarf für Studierende wird in zwei Schritten an das 
Grundsicherungsniveau angepasst. Der Grundbedarf für Schüler wird in gleichem 
prozentualem Umfang erhöht.  

 
Bewertung: Das sind wichtige erste Schritte, die angesichts der Kostensteigerungen 
so schnell wie möglich angegangen werden müssen, nicht erst im Herbst 2026. Es ist 
allerdings fraglich, ob die Wohnkostenpauschale angesichts der 
Wohnkostenexplosion ausreicht. 
 

 
 Angehörigenentlastungsgesetz: Der Koalitionsvertrag kündigt im Zusammenhang 

mit Sozialleistungen, die der Förderung in der Schule dienen, eine Prüfung des 
Angehörigenentlastungsgesetzes an. Mit dem Angehörigenentlastungsgesetz werden 
Eltern und (erwachsene) Kinder von Menschen entlastet, die Hilfe zur Pflege oder 
andere Leistungen der Sozialhilfe erhalten. An dieser Stelle gibt es keine Bewertung, 
aber die Aufforderung, Klarheit zu schaffen, welche Auswirkungen 
Veränderungen für Familien haben können.  

 
 



10 
	

www.deutscher-familienverband.de 

6. Wahlfreiheit bei der Kinderbetreuung und familiengerechte 
Arbeitswelt 

 
 Elterngeld: Die Koalition will den Mindest- und den Höchstbetrag sowie die 

Einkommensgrenze beim Elterngeld anheben. Angekündigt werden außerdem 
Anreize für mehr Väterbeteiligung in alleiniger Verantwortung. Das will die Koalition 
beispielsweise über erhöhte Lohnersatzraten und eine veränderte Aufteilung der 
Bezugsmonate des Elterngeldes erreichen. 
 

Bewertung: Die Erhöhung des Mindest- und Höchstbetrages und die Erhöhung der 
Lohnersatzraten ist ausdrücklich zu begrüßen. Der Mindestbetrag beim Elterngeld 
wurde seit fast 40 Jahren (seit Einführung des Erziehungsgeldes 1986) nicht erhöht und 
besitzt heute nur noch eine Kaufkraft von 150 Euro. Hier müssen bald konkrete Eckdaten 
benannt werden. Der Mindestbetrag muss auf 600 Euro angehoben und jährlich an 
die Inflationsrate angepasst werden. Der Maximalbetrag muss auf 2.300 Euro erhöht 
werden. So könnten auch mehr Väter zur Elternzeit motiviert werden. Ein „Zwang“ zu 
bestimmten Zeitmodellen durch die veränderte Aufteilung der Bezugsmonate nimmt 
Eltern dagegen die Wahlfreiheit bei der Aufteilung von Erwerbs- und 
Erziehungsarbeit. Im Rahmen der Änderungen sollten auch Verbesserungen für Mehr-
Kind-Familien vorgenommen werden, insbesondere die Erhöhung des Geschwisterbonus 
und die Verlängerung der Bezugsdauer beim zweiten und weiteren Kindern.  
 

 
 Keine Väterzeit für Kinder: Hier gibt es leider keine Vorschläge zu bewerten. Die 

SPD konnte die – von der letzten Bundesregierung geplante – Familienstartzeit nicht 
in den Koalitionsvertrag bringen. Hier muss dringend nachgebessert werden, 
damit Väter sich nach der Geburt Zeit für ihr Kind und die Familie nehmen können.  

 
 Familienbudget für Alltagshelfer: Die Koalition will ein jährliches Familienbudget für 

Alltagshelfer für Familien mit kleinen Kindern und/oder pflegebedürftigen 
Angehörigen und kleinen und mittleren Einkommen prüfen.  
 

Bewertung: Der Koalitionsvertrag nennt noch keine Höhe für das Budget und macht 
keine Angaben zur Einkommensgrenze für den Bezug. Deshalb lässt sich noch nicht 
beurteilen, wie viele Familien davon profitieren und wieviel bei ihnen ankommt. Das 
Familienbudget ist auf jeden Fall kein Ersatz für das vom DFV geforderte 
Betreuungsbudget, das Eltern während der dreijährigen gesetzlichen Elternzeit 
finanziell unterstützt.  
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 Kinderbetreuung: Um die Integration zu fördern, sollen Sprach-Kitas wieder 
eingeführt und das Startchancen-Programm auf Kitas ausgeweitet werden. Geplant 
ist außerdem ein verpflichtender Sprach- und Entwicklungstest für alle 
Vierjährigen. Bei Förderbedarf sollen die Länder geeignete und verpflichtende 
Fördermaßnahmen und -konzepte vorlegen. Dafür will die neue Bundesregierung 
ein Qualitätsentwicklungsgesetz einführen und das Kita-Qualitätsgesetz ablösen. 
Die Investitionsmittel für den Ganztag sollen erhöht werden. Der Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung in der Grundschule soll „deutschlandweit mit einer 
Qualitätsentwicklung perspektivisch verbunden“ sein.  
 

Bewertung: Damit Fördermaßnahmen Wirkung haben, müssen auf jeden Fall die 
Eltern mit ins Boot, denen laut Verfassung die Erstverantwortung für ihre Kinder 
zukommt. Ob die Förderung des Kindes in der Kita dann aber auch klappt, hängt vor 
allem davon ab, ob die Qualität der Betreuungsplätze stimmt. Ob hier das versprochene 
Qualitätsentwicklungsgesetz wirklich durchgreift, ist fraglich – der sehr vage formulierte 
Hinweis auf die Qualität der Ganztagsbetreuung in der Grundschule lässt da nicht viel 
erhoffen. Um die Qualität der Betreuungsangebote zu verbessern, braucht es 
bundesweit verbindliche Qualitätskriterien für die Kinderbetreuung von der Kita 
bis zur Betreuung von Schulkindern und einen Zahlungsanspruch für den Fall, dass 
kein angemessener Betreuungsplatz zur Verfügung gestellt wird.  
 
 

 Ausweitung der Arbeitszeit: Zur Arbeits- und Fachkräftesicherung will die Koalition 
Arbeitgeber steuerlich begünstigen, wenn diese eine Prämie zur Ausweitung der 
Arbeitszeit von Teilzeit auf Vollzeit zahlen. Außerdem soll die tägliche 
Höchstarbeitszeit durch eine wöchentliche Grenze abgelöst werden – auch und 
gerade im Sinne einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, heißt es im 
Koalitionsvertrag.  
 

Bewertung: Trotz des Hinweises auf die Familien – hier zeichnen sich schwierige 
Interessenkonflikte ab. Denn nicht alles, was flexibel heißt, ist auch familiengerecht. Die 
Koalition verspricht zwar, Missbrauch auszuschließen und beteuert, dass kein 
Beschäftigter gegen seinen Willen zu einer höheren Arbeitszeit gezwungen werden darf. 
Für Familien kann sich daraus trotzdem durchaus der Druck ergeben, im Sinne des 
Betriebes ihre Arbeitszeit auszuweiten, auch wenn es nicht zur Familie und den 
Bedürfnissen der Kinder passt.  
 

 
 Familienorientierte Personalpolitik: Im öffentlichen Dienst will sich die Koalition für 

flexiblere Arbeitszeitmodelle und bessere Möglichkeiten für das Führen in Teilzeit 
einsetzen.  
 

Bewertung: Das Ziel ist gut, denn im öffentlichen Dienst kann der Staat selbst als 
Arbeitgeber die Weichen stellen und Vorbild für die Wirtschaft sein. Hier hätte der DFV 
sich mehr Engagement gewünscht. Damit der Wiedereinstieg in den Beruf nach 
Erziehungsphasen nicht zu einem „Karriereknick“ führt, müssen erworbene 
Kompetenzen aus der Familienarbeit viel besser anerkannt werden. Der DFV fordert 
deshalb, dass im öffentlichen Dienst die Erziehung von Kindern und die Pflege von 
Angehörigen bei der Einstellung und Beförderung vorrangig berücksichtigt wird – nach 
dem Motto „Bei gleicher Qualifikation werden Mütter und Väter bevorzugt 
eingestellt“. Damit mehr Frauen wie von der Koalition gefordert in Führungspositionen 
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kommen, brauchen sie beim Einstieg und beim Aufstieg mehr Anerkennung – nicht 
obwohl, sondern weil sie Kinder erziehen. Für Väter, die sich Zeit für ihre Kinder nehmen 
wollen, gilt das übrigens im Sinne der Gleichberechtigung auch.  

 
 
7. Strategien für die Durchsetzung von Familienbelangen 
 

 Nachholbedarf beim Leitprinzip Familiengerechtigkeit: Die Koalition will Familien 
in den Mittelpunkt stellen und für ein gutes Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen sorgen. Aber es fehlen im Vertrag die Instrumente und Strategien, 
um dieses Ziel notfalls auch gegen Widerstände durchzusetzen. Stärker bewehrt ist 
das Ziel der Gleichstellung von Frauen und Männern, die zentrales Anliegen der 
gesamten Regierungsarbeit sein soll. Hier muss die Familie nachziehen. Gefordert 
sind dafür als sichtbare Zeichen, bspw. die Verankerung der Familiengerechtigkeit 
als Leitprinzip in der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien und 
eine verbindliche Familienverträglichkeitsprüfung für alle Gesetze („Familien-
TÜV“).  

 
 Reform des Antidiskriminierungsgesetzes: Die Koalition will mit einer Reform des 

Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes den Schutz vor Diskriminierungen 
verbessern. Im Zuge der Reform muss dringend die Benachteiligung wegen der 
Erziehung von Kindern ins Gesetz aufgenommen werden. Allein damit könnten 
am Wohnungsmarkt und am Arbeitsmarkt bereits Signale gegen die Diskriminierung 
von Familien gegeben werden.  

 
 Kindern eine Stimme geben: Die Koalition will die Teilhabe junger Menschen an der 

Demokratie fördern. Aber das Wahlrecht als wichtigstes Beteiligungsrecht für 
Kinder und Jugendliche ist im Koalitionsvertrag nicht enthalten. Geplant ist 
lediglich, zu prüfen, ob das Wahlalter künftig ab 16 Jahren gelten soll. Damit blieben 
aber weiterhin 16 Jahrgänge ohne Stimmrecht. Dass echte Demokratie nicht nur 
nötig, sondern auch möglich ist, zeigt das vom DFV geforderte Wahlrecht von 
Geburt an, das treuhänderisch von den Eltern ausgeübt wird, bis die Kinder alt 
genug sind, selbst zu wählen (www.wahlrecht.jetzt).  
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